
 

 
 
 
Kanton Basel-Landschaft  Regierungsrat 
 

 
Vorlage an den Landrat 
 
Motion Remo Franz: Für eine Stärkung der Berufsausbildung 

(2000/266) / Bericht 

 

vom 14. Dzember 2004 

 

Am 14. Dezember 2000 reichte Landrat Remo Franz eine Motion mit folgendem Wortlaut ein: 

 

Der Kanton Basel-Landschaft beabsichtigt, sein Engagement zu Gunsten der Universität Ba-

sel um 10 Millionen Franken zu stärken. Diese Verstärkung erhöht den eigentlichen Lasten-

ausgleich zwischen den Kantonen Basel-Stadt und Basel-Landschaft, zeigt gleichzeitig auch 

auf, dass die Ausbildung unserer Jugend eine wichtige und unbestrittene Aufgabe ist. 

Ein grosser Teil unserer Jugendlichen besucht allerdings nicht die Universität, und dieser Teil 

ist für die wirtschaftliche Entwicklung auch unserer Region, nicht zuletzt im Lichte einer Ver-

knappung ausgebildeter Arbeitskräfte, von grosser Wichtigkeit. Die soeben erschienene Stu-

die "Wirtschaft beider Basel 2000" hält fest, dass die Zahl der Schülerinnen, Schüler und Stu-

dierenden dank einer Ausweitung des Bildungsangebotes auf allen Stufen zugenommen hat, 

dass aber gleichzeitig die Berufsbildung in den beiden Basel um 16 Prozent zurückgegangen 

ist. Dieser Rückgang ist beunruhigend. Es wird in der Tat immer schwieriger, genügend Be-

rufsleute mit einer soliden und praktischen Ausbildung zu finden. Dieser Umstand wird ver-

schärft durch die zunehmende Schwierigkeit von kleinen und mittleren Unternehmen, geeig-

nete Ausbildungsplätze und geeignetes Personal zur Unterstützung der beruflichen Ausbil-

dung zur Verfügung zu stellen sowie durch die Tendenz, den Betrieben in diesem Zusam-

menhang steigende Lasten bürokratischer und anderer Art zu überbinden. 

Eine spürbare Verstärkung der beruflichen Ausbildung würde nicht nur die längerfristige Att-

raktivität unserer Region als Standort für die wirtschaftliche Aktivitäten erhöhen, sondern stell-

te gleichzeitig auch einen Beitrag an eine erfolgreiche Integration ausländischer Kinder dar, 

welche in den unteren Schultypen beispielsweise doppelt so stark vertreten sind wie Schwei-

zer Kinder (Wirtschaftsstudie beider Basel, Seite 25). 
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Die Regierung wird deshalb beauftragt dem Parlament einen Bericht vorzulegen, der aufzeigt, 

wie die Berufsbildung mit einem zusätzlichen jährlichen Beitraq von 10 Millionen Franken 

verstärkt werden kann. Dabei soll sowohl die Attraktivität der Berufsausbildung für Schülerin-

nen und Schüler wie auch die Erweiterung des Ausbildungsangebots durch die Unternehmer 

Gegenstand dieser Überlegungen sein. 

Vom Landrat am 22. Februar 2001 modifizierter Text: 

Die Regierung wird deshalb beauftragt, dem Parlament einen Bericht vorzulegen, der auf-

zeigt, wie die Berufsbildung verstärkt werden kann. Dabei soll sowohl die Attraktivität der Be-

rufsausbildung für Schülerinnen und Schüler wie auch die Erweiterung des Ausbildungsan-

gebots durch die Unternehmer Gegenstand dieser Überlegungen sein 

 

1. Ausgangslage 

 

1.1. Zur Geschichte der Motion 

 

Die in Aussicht stehende Erhöhung der finanziellen Beiträge an die Universität Basel durch 

den Kanton Basel-Landschaft um 10 Millionen Franken, der Umstand, dass ein Universitäts-

studium jedoch nur für eine Minderheit der Baselbieter Jugendlichen in Frage kommt, sowie 

die in der Studie „Wirtschaft beider Basel 2000“ erwähnte Zunahme der Schülerinnen und 

Schüler und Studierenden bei gleichzeitigem Rückgang der Berufsbildung in beiden Basel um 

16% bildeten Hintergrund und Anlass für die von Landrat Remo Franz im Dezember 2000 

eingereichte Motion, mit der die Regierung beauftragt wurde, einen Bericht vorzulegen, der 

aufzeigen sollte, wie die Berufsbildung mit einem zusätzlichen jährlichen Beitrag verstärkt 

werden kann (ursprünglich war die Rede von 10 Millionen Franken, wobei dieser Vorschlag 

während der landrätlichen Debatte vom Motionär selbst wieder aus dem Text gestrichen wur-

de). „Dabei sollte sowohl die Attraktivität der Berufsausbildung für Schülerinnen und Schüler 

wie auch die Erweiterung des Ausbildungsangebotes durch die Unternehmer Gegenstand 

dieser Überlegungen sein.“ Die Motion Franz wurde – entgegen dem Antrag der Regierung – 

vom Landrat überwiesen, und dem Antrag der Geschäftsprüfungskommission folgend, be-

schloss der Landrat am 10. Juni 2004, die Motion sei nicht abzuschreiben, sondern vom Re-

gierungsrat bis Ende November 2004 der ausstehende Bericht zu verlangen. 
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1.2. Die Entwicklung der Berufsbildung seit 1990 im Kanton Basel-Landschaft und in 

der Region 

 

Die Entwicklung der in Baselland und Basel-Stadt neu abgeschlossenen Lehrverhältnisse 

zwischen 1990 und 2000 bzw. 2003/04 zeigt folgendes Bild (Stichtag 31.12.): 

 

Tabelle 1: Entwicklung der Anzahl Lehrverhältnisse in Basel-Stadt und Baselland 1990-2003 
(Stichtag: 31.12.) bzw. 2004* (Stichtag: Oktober) 
 
Jahr Anzahl Lehrverhältnisse 

Basel-Landschaft 
Anzahl Lehrverhältnisse 
Basel-Stadt 

Anzahl Lehrverhältnisse 
Basel-Landschaft und 
Basel-Stadt 

1990 
1991 
1992 
1993 
1994 
1995 
1996 
1997 
1998 
1999 
2000 
2001 
2002 
2003 
2004* 

4225 
4027 
3821 
3796 
3932 
3909 
4070 
4106 
4274 
4435 
4654 
4636 
4617 
4532 
4565 

5405 
5078 
4724 
4503 
4415 
4505 
4232 
4175 
4361 
4448 
4578 
4673 
4798 
4671 
4622 

9630 
9105 
8545 
8299 
8347 
8414 
8302 
8281 
8635 
8883 
9232 
9309 
9415 
9203 
9187 

 

Betrachtet man die Entwicklung der Lehrverhältnisse der ganzen Region Basel (rechte Spalte 

von Tabelle 1), kann man von einer Schrumpfung des Lehrstellenmarktes in den 90er Jahren 

und von einer leichten Erholung ab 1998 sprechen, wobei der Lehrstellenrückgang in Basel-

Stadt stärker war als in Baselland.  

 

Auf der anderen Seite, beim Lehrstellenangebot, ist festzustellen, dass die Zahl der bei Lehr-

beginn als offen geblieben gemeldeten Lehrstellen seit Anfang der 90er markant zurückging, 

ohne dass seither eine nachhaltige Erholung eingetreten wäre. (Die Anzahl der bei Lehr-

beginn unbesetzt gebliebenen Lehrstellen ist ein wichtiger Indikator für den Zustand des 

Lehrstellenmarktes, denn je weniger offene Lehrstellen, desto geringer ihre Chancen, zwi-

schen verschiedenen Berufen und Lehrfirmen auszuwählen). 
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Tabelle 2: Entwicklung der bei Lehrbeginn als offen gemeldeten Lehrstellen Basel-Stadt und 
Baselland 1990-2004 
 
Jahr Offen gebliebene 

Lehrstellen 
Basel-Landschaft 

Offen gebliebene 
Lehrstellen Basel-Stadt 

Offen gebliebene 
Lehrstellen 
Basel-Landschaft und 
Basel-Stadt 

1990 
1991 
1992 
1993 
1994 
1995 
1996 
1997 
1998 
1999 
2000 
2001 
2002 
2003 
2004 

825 
853 
750 
582 
289 
326 
196 
  79 
137 
128 
176 
194 
164 
118 
  88 

600 
576 
367 
204 
  88 
  70 
  60 
  17 
  31 
  25 
  49 
  40 
  26 
  22 
  12 

1425 
1429 
1117 
  786 
  377 
  396 
  256 
    96 
  168 
  153 
  225 
  234 
  190 
  140 
  100 

 

 

2. Problemanalyse 

 

2.1. Der Lehrstellenmarkt ist – speziell für schulisch schwächere Jugendliche –

schwieriger geworden 

 

Wie gezeigt, ist das Lehrstellenangebot in der Region Basel geschrumpft, aber rein quanti-

tativ betrachtet noch immer ausreichend gross. Doch entspricht das Lehrstellenangebot nicht 

den Vorstellungen aller Lehrstellen suchenden Schulabgängerinnen und Schulabgänger resp. 

ein Teil von ihnen bringt nicht die erforderlichen Voraussetzungen mit, um einen bestimmten 

Beruf mit noch freien Lehrstellen ergreifen zu können. Damit kann festgestellt werden, dass 

die Lehrstellensuche in den letzten zehn Jahren für viele Jugendliche schwieriger und auf-

wändiger geworden ist. Gleichzeitig sind im Vergleich zu früher mehr Jugendliche gezwun-

gen, einen Beruf zu ergreifen, der nicht zuoberst auf ihrer Wunschliste steht. Dies gilt insbe-

sondere für Abgängerinnen und Abgänger von Schulen mit tieferem Anspruchsniveau (Werk-

jahr, Berufswahlklassen) und generell für Schulabgängerinnen und Schulabgänger mit schuli-

schen, sozialen oder sprachlichen Defiziten. Zugenommen hat auch der Anteil Jugendlicher, 

die nach absolvierter Schulpflicht nicht direkt in eine Berufsausbildung übertreten, sondern 

zunächst ein Überbrückungsjahr einschalten, sei es, dass sie einen Vorkurs, eine Vorlehre 

oder ein schulisches Brückenangebot besuchen. 
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Die Anzahl der Jugendlichen aus unserem Kanton, die zwischen dem Abschluss der obligato-

rischen Schulzeit und dem Beginn der Berufsausbildung eines der damals vorhandenen Zwi-

schenjahre absolvierten, hat sich von etwa 280 im Schuljahr 93/94 auf rund 500 im Schuljahr 

99/00 fast verdoppelt. 

 

Seit der Koordination der verschiedenen Möglichkeiten unter dem Dach der Brückenangebote 

hat die Gesamtzahl der aufgenommenen Jugendlichen nur wenig geschwankt. Auffällig  ist 

jedoch, dass einer Abnahme der Abgängerinnen und Abgänger aus der Sekundarschule (All-

gemeine Abteilung bzw. Niveau E) eine deutliche Zunahme der Anmeldungen aus Realschu-

le (BWK bzw. Sek. A) und Werkjahr gegenübersteht. Dies bestätigt die unter 2.1. bereits ge-

nannte beunruhigende Tatsache, dass vor allem Jugendliche mit einem weniger gut gefüllten 

Schulsack den steigenden Anforderungen der Berufsbildung nur noch teilweise gewachsen 

sind. 

 

Tabelle 3: Eintritte von Baselbieter Schulabgängerinnen und Schulabgängern in ein Brücken-
angebot (Vorlehren / 10. Schuljahre) 2000-2004 
 
 
Schuljahr Werkjahr Real/BWK Sek. AA andere alle 
2000/01 20 258 134 64 476 
2001/02 28 276 117 68 489 
2002/03 20 252 120 49 441 
2003/04 18 313 94 55 480 
2004/05 34 295 89 55 473 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Immerhin fanden durchschnittlich ca. 90% der Absolventinnen und Absolventen eines Brü-

ckenangebots der letzten Jahre eine geeignete Anschlusslösung (Lehre, Anlehre oder weite-

re schulische Ausbildung), was den Brückenangeboten insgesamt ein gutes Zeugnis aus-

stellt. 
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Ein weiterer Indikator für das nicht optimale Funktionieren des Lehrstellenmarktes sind die 

vorzeitigen Lehrvertragsauflösungen, wobei hier vor allem die Entwicklungen der Lehrver-

tragsauflösungen „während der Probezeit“ und solche infolge „falscher Berufswahl“ von Inter-

esse sind. 

 

Tabelle 4: Total vorzeitige Lehrvertragsauflösungen 1999-2003 
 

Jahr Gesamtzahl 
Auflösung 

davon innerhalb 
Probezeit 

Gesamtzahl  
Lehrverträge 

1999 380 69 4435 
2000 347 78 4654 
2001 466 75 4636 
2002 442 66 4617 
2003 358 47 4532 

 
 

2.2. Trend zu schulischen Angeboten der Sekundarstufe II hält an 

 

Auf der anderen Seite muss erwähnt werden, dass man immer wieder Stimmen aus der Wirt-

schaft hört, wonach es zunehmend schwieriger werde, für anspruchsvollere Berufslehren (ob 

mit oder ohne lehrbegleitendem Besuch der Berufsmittelschule) genügend geeignete Lehr-

stellenbewerberinnen und -bewerber zu rekrutieren; dies weil immer mehr Jugendliche den 

Besuch einer weiterführenden Schule vorziehen. Hier muss gesagt werden, dass die Schü-

lerzahlen an den weiterführenden Schulen relativ stabil sind, wobei der markante Anstieg der 

Jugendlichen auffällt, die im Sommer 2004 eine Ausbildung an der Fachmaturitätsschule 

(bisher DMS 3) begonnen haben. Diese Entwicklung muss im Auge behalten werden. 

 

Tabelle 5: Eintritte in die Handelsmittelschule, Diplom- bzw. Fachmittelschule und ins Gym-
nasium 1999-2004 
 

Total Schülerzahlen 
 

Jahr DMS 3 / FMS Gymnasium HMS DMS 2 
1999 736 2725 777 376 
2000 727 2717 828 275 
2001 650 2584 870 223 
2002 642 2530 871 236 
2003 673 2624 839 288 
2004* 904 2727 742 322 

*Stand: Oktober 04 
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2.3. Jüngste Entwicklungen und neue Angebote im Bereich der Berufsbildung 

 

In jüngerer Vergangenheit sind in unserem Kanton verschiedene neue attraktive Berufs-

ausbildungen auf der Sekundarstufe II hinzugekommen: Im IT-Bereich sind mit Einführung 

der Berufe Informatiker/in und Mediamatiker/in seit Mitte der 90er Jahre mehrere Dutzend 

neue Lehrstellen entstanden und ab Sommer 2004 werden die ersten 31 Baselbieter Lernen-

den (und ebenso viele aus Basel-Stadt) im neuen Lehrberuf Fachangestellte/r Gesundheit 

(FAGE) ausgebildet, wobei bis in drei Jahren, d.h. bei vollständiger Einführung des neuen 

Berufs, jährlich zwischen 80 und 100 neue Baselbieter FAGE-Lehrverhältnisse erwartet wer-

den. Parallel dazu soll ab 2006 auch die neue zweijährige Grundbildung im Bereich Pflege 

die bisherige einjährige Pflegeassistentinnen-Lehre ablösen, was zusätzliche Lehrstellen für 

praktisch begabte Schulabgängerinnen und Schulabgänger generieren soll. Erwähnenswert 

ist auch, dass es gelungen ist, in unserem Kanton ab 1998 die Neue Kaufmännische Grund-

bildung einzuführen, ohne dass die damit für die Lehrfirmen verbundene Mehrbelastung zu 

einem merklichen Verlust an Lehrstellen geführt hätte (wie dies in anderen Kantonen und 

Regionen der Schweiz der Fall war). 

 

Auch im Bereich der niederschwelligen Angebote ist im Kanton Basel-Landschaft in den ver-

gangenen Jahren Einiges gelaufen: Erwähnt seien hier die Einführung der Vorlehre Baselland 

(Brückenangebot) im Jahre 1997 mit heute 54 Vorlehrstellen, die Schaffung der Jugendbera-

tungsstelle „wie weiter?“ im Jahre 1998, und das Förder- und Stützangebot „E lehr mit kick“, 

das jedes Jahr rund 50 Baselbieter Jugendlichen mit einem Extraeffort (davon ein Teil in ihrer 

Freizeit) ermöglicht, trotz eher schlechten schulischen Voraussetzungen eine Berufsausbil-

dung mit Aussicht auf Erfolg zu absolvieren. Auch die Koordinationsstelle Brückenangebote 

und die gut funktionierende Kooperation mit Basel-Stadt in diesem Bereich waren bedeuten-

de Fortschritte, von denen sowohl die Jugendlichen als auch die an dieser Schnittstelle täti-

gen Institutionen profitieren. Zudem kommen im Zusammenhang mit der neuen zweijährigen 

Grundbildung mit Attestabschluss neue Aufgaben im Bereich der fachkundigen individuellen 

Förderung auf die Berufsschulen zu. Und auch zur Optimierung der beruflichen Grundbildung 

beitragen.  

 

All diesen Anstrengungen zum Trotz muss hier nochmals betont werden, dass sich vor allem 

für Jugendliche mit schulischen, sprachlichen und sozialen Defiziten der Übertritt von der 

Sekundarstufe I in die Sekundarstufe II zunehmend schwieriger gestaltet. Wenn es anderer-

seits nicht gelingt, auch diese Jugendlichen in den Arbeitsprozess zu integrieren, wofür be-

sonders die dual aufgebaute Berufsausbildung mit ihrer Kombination von Theorie und Praxis 

gut geeignet ist, dürften sich diese Jugendlichen entmutigt von der Gesellschaft abwenden, 
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was mit beträchtlichen Folgekosten für die Gesellschaft verbunden wäre (Stichworte: Zunah-

me des Drogenmissbrauchs, der Gewaltbereitschaft, der Sozialfälle, der Kleinkriminalität und 

der Schattenwirtschaft). 

 

3. Was bringt das neue Berufsbildungsgesetz? 

 

Das auf den 1.1.2004 in Kraft getretene neue Berufsbildungsgesetz stellt neue Herausforde-

rungen an die Berufsbildungspartner. Die wichtigsten Änderungen sind: 

• Jeder Lehrberuf erhält innert vier Jahren eine neue Bildungsverordnung, die das bis-

herige Ausbildungsreglement ablöst. 

In der Bildungsverordnung werden neben Ausbildungsinhalten und Lernzielen auch Un-

terrichtslektionen festgeschrieben. Es ist damit zu rechnen, dass die flächendeckende 

Einführung des neuen Berufsbildungsgesetzes insgesamt zu einer Erhöhung der erteilten 

Unterrichtseinheiten kommt (an den Berufsschulen sind das Lektionen und in den über-

betrieblichen Kursen Kurstage) – mit den entsprechenden Kostenfolgen für die öffent-

liche Hand und zum Teil auch für die Lehrbetriebe. 

• Die Zusammenarbeit zwischen Bund, Kantonen und den Organisationen der Arbeitswelt 

auf nationaler Ebene soll enger werden. 

So werden beispielsweise die neuen Bildungsverordnungen gemeinsam, d.h. unter Be-

teiligung aller drei erwähnten Berufsbildungspartner, entwickelt (die bisherigen Ausbil-

dungsreglemente wurden dagegen fast ausschliesslich vom zuständigen Berufsverband 

ausgearbeitet, dem BBT eingereicht und von diesem anschliessend einer breiten Ver-

nehmlassung unterzogen). 

• Auf kantonaler Ebene sollen die drei Lernorte Lehrfirma, Schule und überbetriebliche 

Kurse ihre Ausbildung gegenseitig noch stärker aufeinander abstimmen. 

Diese engere Zusammenarbeit kommt u.a. darin zum Ausdruck, dass die berufspädago-

gischen Konzepte eng aufeinander abgestimmt und dadurch Doppelspurigkeiten in der 

Ausbildung vermieden werden sollen. 

• Entkoppelung von Ausbildung und Abschluss und dadurch Annäherung der nichtgymna-

sialen schulischen und der dualen Angebote der Sekundarstufe II und Erleichterung des 

Nachholens von Berufsabschlüssen. 

Das neue Gesetz spricht nur noch von Berufsfachschulen und summiert unter diesem 

Begriff sowohl die bisherigen Berufsschulen als auch die schulischen Angebote, die auf 

einen Berufsabschluss hinzielen (wie zum Beispiel die Handelsmittelschulen). 
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Ausserdem soll der Erwerb eines Fähigkeitszeugnisses im Erwachsenenalter leichter 

sein als bisher (gemäss dem bisherigen Gesetz musste jemand anderthalb Mal so lange 

in einem Berufsfeld gearbeitet haben, wie die Berufsausbildung normalerweise dauert, 

neu reicht der Nachweis von fünf Jahren Berufstätigkeit in irgend einem Bereich). 

• Neue Finanzierungspraxis des Bundes: Pro-Kopf-Beiträge statt Subventionierung anre-

chenbarer Kosten. 

 

4. Fazit und Ausblick 

 

Es ist im Moment schwierig zu beurteilen, wie viele Mittel in den nächsten Jahren in die Be-

rufsbildung investiert werden müssen. Eher skeptisch zu beurteilen sind jedenfalls Vor-

schläge, die auf der Annahme beruhen, dass sich die Ausbildungsbereitschaft der Unter-

nehmen mit finanziellen Anreizen nachhaltig erhöhen lässt. Erfolgversprechender sind Ansät-

ze, die darauf abzielen, der Wirtschaft möglichst gut vorgebildete und motivierte Jugendliche 

als Lernende und künftige Mitarbeitende zur Verfügung zu stellen und die Ausbildungsbetrie-

be bei ihren Bemühungen zu unterstützen. Das bedeutet einerseits, dass bereits die Schulen 

der Sekundarstufe I nicht nur engen Kontakt zu den Schulen der Sekundarstufe II pflegen 

müssen (Stichwort Lehrplantreffpunkte), sondern möglichst auch in ständigem Dialog zu den 

Berufs- und Dachverbänden und möglichst vielen Lehrfirmen vor Ort stehen sollten. Anderer-

seits müssen genügend Ressourcen zur Verfügung stehen, um die Ausbildungsbetriebe (vor 

allem wenn sie auch schwächeren Lernenden eine Chance geben) durch professionelle 

Massnahmen zu entlasten. 

Zur Zeit werden in Zusammenarbeit mit den Wirtschaftsverbänden – und teilweise auch mit 

dem Kanton Basel-Stadt – diverse Instrumente zur Optimierung der Berufswahl auf der Se-

kundarstufe I konzipiert und entwickelt. Wir denken an den neuen Lehrplan für die Sekundar-

schule mit besonderer Berücksichtigung des Schwerpunktes Berufswahlvorbereitung, an den 

Auftrag an die Sekundarschulen zur permanenten Optimierung in ihrem Schulprogramm, die 

Laufbahnberatung und Berufswahlvorbereitung neu zu konzipieren und auszuweisen, wie 

auch an die Einführung des Portfolio. 

Das Amt für Berufsbildung und Berufsberatung ist daran, einen Leitfaden zur Selektion von 

Jugendlichen für eine Lehrstelle zu entwickeln. 

Parallel dazu dürfen wir in unseren Bemühungen nicht nachlassen, möglichst allen Schul-

abgängerinnen und Schulabgängern eine berufliche Perspektive zu bieten. Speziell für schu-

lisch schwächere Jugendliche muss ein ausreichend grosses Angebot an Ausbildungsplätzen 

und an lehrbegleitenden Angeboten (Stütz- und Förderkurse) zur Verfügung stehen. Die im 

neuen Berufsbildungsgesetz vorgesehene grössere Durchlässigkeit kommt dem Prinzip des 
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lebenslangen Lernens ebenfalls entgegen (z.B. kann ein Attest-Abschluss als erstes Lehrjahr 

an eine drei- bis vierjährigen Lehre angerechnet werden). 

 

Das neue Berufsbildungsgesetz bringt im Weiteren neuen Schwung in die Berufsbildung, den 

es zu nützen gilt. Wenn es uns gelingt, zusammen mit allen an der Berufsbildung Beteiligten 

diesen Schwung zu Gunsten von mehr Ausbildungsqualität zu nutzen (z.B. durch bessere 

Abstimmung der Lehrpläne der drei Lernorte Berufsschule, Betrieb und überbetriebliche Kur-

se), profitieren sowohl die Wirtschaft (indem die Firmen auf gut ausgebildete Fachleute zäh-

len können) als auch die Lernenden (die Lehre wird abwechslungsreicher und dadurch span-

nender und attraktiver). Dass hier auch neue Ausbildungskonzepte Platz haben dürfen, zeigt 

der Erfolg des bestehenden KV-Ausbildungsbildungsverbund der Wirtschaftskammer Basel-

land, den wir gegenwärtig im Rahmen eines vom BBT mitfinanzierten Projekts für weitere 

Branchen nutzbar machen möchten. 

 

Die Umsetzung des neuen Berufsbildungsgesetzes in unserem Kanton wird aus den hiervor 

geschilderten Gründen vermutlich kaum kostenneutral erfolgen können. Für Kosten-

schätzungen ist es im Moment aber noch zu früh – immerhin handelt es sich hierbei um ein 

Mehrjahresprojekt, in dessen Verlauf über 100 neue Bildungsverordnungen auf eidgenössi-

scher Ebene in Kraft gesetzt und kantonal umgesetzt werden müssen –, doch hat der Regie-

rungsrat eine kantonale Steuergruppe eingesetzt, die ihn regelmässig über den aktuellen 

Umsetzungsstand des Berufsbildungsgesetzes berichtet, und die auch zusätzliche Mittel be-

antragen kann, sofern dies erforderlich ist. Fest steht aber, dass die heute absehbaren Zu-

satzkosten für den Kanton Basel-Landschaft nicht einmal in die Nähe des Betrags kommen, 

an die der Motionär zunächst gedacht hatte (nämlich 10 Millionen Franken pro Jahr). 

 

Wie oben dargestellt, unternehmen Kanton und Wirtschaft Einiges, um den Jugendlichen ein 

attraktives Lehrstellenangebot zu bieten.  

Für die Zukunft wird wohl entscheidend sein, dass möglichst alle Jugendlichen eine Ausbil-

dung auf der Sekundarstufe II absolvieren können. Die Zahl jener, die keine Lehre absolvie-

ren und damit hoch gefährdet sind, später arbeitslos zu werden, muss möglichst klein gehal-

ten werden. Dies wird die wichtigste Herausforderung der nächsten Jahre sein. Dies ist auch 

ein Ziel aller Anstrengungen bezüglich Lehrstellenmarkt, und hier wird wohl ganz entschei-

dend sein, wie viele Attestausbildungen gemäss neuem Berufsbildungsgesetz angeboten 

werden und ob die Wirtschaft und die Unternehmungen auch bereit sind, Ausbildungsplätze 

für Berufsatteste zu schaffen. Hierzu bedarf es auch spezieller Anstrengungen des Kantons, 

die aber erst aufgenommen und realisiert werden können, wenn die neuen Bildungsverord-

nungen mit den Attestausbildungen bekannt und reglementiert sind. Das neue Berufsbil-
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dungsgesetz, die damit verbundene Einführung der Attestausbildungen, die Schaffung von 

Ausbildungsverbünden wie auch die Schaffung von Lehrstellen wird zusätzliche Mittel benöti-

gen, die zur Zeit noch nicht beziffert werden können. 

 

5. Antrag 

 

Der Regierungsrat beantragt dem Landrat, die Motion abzuschreiben. 

 

Liestal, 14. Dezember 2004 

 

       Im Namen des Regierungsrates 

       Der Präsident: Ballmer 

       Der Landschreiber: Mundschin 


